
Schriftliche Anfrage
der Abgeordneten Katharina Schulze 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
vom 07.11.2017

Bundesmeldegesetz in Bayern umgesetzt?

Seit 2015 gibt es ein überarbeitetes Bundesmeldege-
setz. Eine der Neuerungen war, dass die Sicherheitsbe-
hörden (insbesondere die Polizei) länderübergreifend 
bundesweit online auf die Einwohnermeldedaten zu-
greifen können (siehe https://www.bundesrat.de/Shared 
Docs/drucksachen/2014/0201-0300/236-14.pdf?__
blob=publicationFile&v=1).

Deshalb frage ich die Staatsregierung:

1.1	 Können die Beamtinnen und Beamten der Bayerischen 
Polizei flächendeckend über polizeiliche Datensyste-
me (INPOL-Bayern) automatisiert auf die Einwohner-
meldedaten der anderen Bundesländer zugreifen?

1.2	 Steht dieses länderübergreifende Abfragemodul so-
wohl den Beamtinnen und Beamten der Kriminalpo-
lizeidienstellen (K-Bereich) als auch den Beamtinnen  
und Beamten der Polizeiinspektionen (S-Bereich) zur 
Verfügung?

2.1	 Wenn nein, woran liegt es, dass die Bayerische Polizei 
nicht flächendeckend mit dem Abfragemodul auf die 
Einwohnermeldedaten der anderen Bundesländer zu-
greifen kann (bitte die verschiedenen Gründe einzeln 
auflisten)?

2.2	 Wenn nein, zu welchem Zeitpunkt ist der Echtzeitbe-
trieb („Roll-out“) dieses Abfragemoduls geplant?

3.1	 Welche Polizeipräsidien bzw. Polizeiinspektionen kön-
nen noch nicht mit dem Abfragemodul auf alle Einwoh-
nermeldedaten zugreifen?

3.2	 Bis wann sollen die oben genannten Polizeidienststel-
len per Abfragemodul auf die bundesweiten Einwoh-
nermeldedaten zugreifen können?

4.1	 Ist es zutreffend, dass für die Umsetzung dieses Ab-
fragemoduls in Bayern eine Projektgruppe eingesetzt 
wurde?

4.2	 Seit wann existiert diese Projektgruppe?
4.3	 Bei welcher Behörde ist diese Projektgruppe angesie-

delt?

5.1	 Welche weiteren Sicherheitsbehörden haben in Bay-
ern automatisierten Zugriff auf die Einwohnermelde-
daten der anderen Bundesländer (bitte einzeln auflis-
ten)?

5.2	 Falls noch nicht umgesetzt, bei welchen Sicherheits-
behörden in Bayern ist ein derartiger Zugriff geplant?

Antwort
des Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr
vom 07.12.2017

Vorbemerkung:
Mit dem zum 01.11.2015 in Kraft getretenen Bundesmel-
degesetz (BMG), der Bundesmeldedatenabrufverordnung 
(BMeldDAV), dem Bayerischen Ausführungsgesetz zum 
BMG (BayAGBMG) und der Bayerischen Meldedatenver-
ordnung (MeldDV) wurden auf Bundes- und Landesebene 
die Rechtsgrundlagen für länderübergreifende automati-
sierte Abrufe von Meldedaten durch öffentliche Stellen ge-
schaffen. Landesintern erfolgen die Abrufe von Meldedaten 
bereits seit 01.07.2007 in bewährter Weise aus dem zentra-
len Meldedatenbestand Bayerns, welcher von der Anstalt für 
Kommunale Datenverarbeitung in Bayern (AKDB) im Auf-
trag des Freistaates Bayern betrieben wird.

Für die Melderegisterabrufe der Bayerischen Polizei wird 
zudem die in das polizeiliche Verfahren INPOL-Bayern in-
tegrierte Anwendung EWO verwendet, welche ebenso auf 
den zentralen Meldedatenbestand Bayerns zugreift. Die Ab-
frage von Daten aus anderen Ländern erfolgt bei beiden An-
wendungen über die AKDB, welche als sog. zentrale Stelle 
im Sinne des § 4 MeldDV mit den zentralen Stellen anderer 
Länder vernetzt ist.

1.1	 Können die Beamtinnen und Beamten der Bayeri-
schen Polizei flächendeckend über polizeiliche Da-
tensysteme (INPOL-Bayern) automatisiert auf die 
Einwohnermeldedaten der anderen Bundesländer 
zugreifen?

1.2	 Steht dieses länderübergreifende Abfragemodul 
sowohl den Beamtinnen und Beamten der Krimi-
nalpolizeidienstellen (K-Bereich) sowie den Beam-
tinnen und Beamten der Polizeiinspektionen (S-
Bereich) zur Verfügung?

2.1	 Wenn nein, woran liegt es, dass die Bayerische Po-
lizei nicht flächendeckend mit dem Abfragemodul 
auf die Einwohnermeldedaten der anderen Bun-
desländer zugreifen kann (bitte die verschiedenen 
Gründe einzeln auflisten)?

2.2	 Wenn nein, zu welchem Zeitpunkt ist der Echt-
zeitbetrieb („Roll-out“) dieses Abfragemoduls ge-
plant?

3.1	 Welche Polizeipräsidien bzw. Polizeiinspektionen 
können noch nicht mit dem Abfragemodul auf alle 
Einwohnermeldedaten zugreifen?

3.2	 Bis wann sollen die oben genannten Polizeidienst-
stellen per Abfragemodul auf die bundesweiten 
Einwohnermeldedaten zugreifen können?

4.1	 Ist es zutreffend, dass für die Umsetzung dieses 
Abfragemoduls in Bayern eine Projektgruppe ein-
gesetzt wurde?

4.2	 Seit wann existiert diese Projektgruppe?
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4.3	 Bei welcher Behörde ist diese Projektgruppe ange-
siedelt?

Alle Polizeidienststellen Bayerns nutzen den Zugang zu der 
in INPOL-Bayern integrierten Anwendung EWO gleicher-
maßen. Eine Unterscheidung zwischen der Kriminalpolizei 
und der Schutzpolizei wird nicht getroffen. Derzeit können 
die Polizeidienststellen Bayerns die Melderegisterdaten 
aus insgesamt zehn Ländern (Bayern, Brandenburg, Bre-
men, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen) 
abrufen. Die Abrufmöglichkeiten werden nach Mitteilung 
des Landeskriminalamts voraussichtlich noch im Dezember 
2017 um das Land Sachsen und im ersten Halbjahr 2018 
hinsichtlich weiterer Länder (Baden-Württemberg, Berlin, 
Nordrhein-Westfalen) erweitert werden. Hinsichtlich der Ab-
rufmöglichkeit von Meldedaten dieser Länder müssen der-
zeit noch Anpassungen der Anwendung EWO vorgenom-
men werden.

Nach weiteren Anpassungen von EWO und nach erfolg-
reichem Abschluss der erforderlichen Tests werden auch die 
Meldedaten der Länder Rheinland-Pfalz und Hessen über 
INPOL-Bayern erreichbar sein.

Bei der polizeilichen Länderzweckgemeinschaft „IT-Koo-
peration“ wurde im Jahr 2010 für die Aufgaben bei der Ein-
wohnermeldeauskunft die Fachgruppe EWO eingerichtet. 
Sie trifft sich in regelmäßigen Abständen im Rahmen von 
Workshops und entwickelt die eingesetzte Software weiter. 
In der Fachgruppe EWO sind die Länder Hessen, Thürin-
gen, Schleswig-Holstein, Hamburg, Brandenburg und Bay
ern vertreten. Die Geschäftsführung der Länderzweckge-
meinschaft wird durch die Polizei Hamburg wahrgenommen.

Die Einsetzung einer Projektgruppe in Bayern war daher 
nicht erforderlich.

Für die Umsetzung der länderübergreifenden Melde-
datenabrufe musste das EWO-Modul durch die IT-Koopera-
tion um die hierfür erforderlichen Funktionalitäten aus dem 
bundesweiten Standard „XMeld“ erheblich erweitert werden. 
Darüber hinaus mussten verschiedene Länderspezifika be-
rücksichtigt werden, sodass die oben beschriebene schritt-
weise Einführung unumgänglich ist.

5.1	 Welche weiteren Sicherheitsbehörden haben in 
Bayern automatisierten Zugriff auf die Einwohner-
meldedaten der anderen Bundesländer (bitte ein-
zeln auflisten)?

5.2	 Falls noch nicht umgesetzt, bei welchen Sicher-
heitsbehörden in Bayern ist ein derartiger Zugriff 
geplant?

Die nachfolgend aufgelisteten Behörden sind Behörden im 
Sinne des § 34 Abs. 1 Satz 1 BMG („Sicherheitsbehörden“). 
Sie verfügen über Zugänge zu der Abfragemöglichkeit des 
Bayerischen Behördeninformationssystems (BayBIS) und 
haben darüber Zugriff auf die Einwohnermeldedaten von 
derzeit 14 Ländern. Bei den Gerichten und Finanzbehörden 
verfügen die abrufberechtigten Stellen bzw. Mitarbeiter nur 
dann über einen Zugang als Sicherheitsbehörde, wenn sie 
strafverfolgend tätig sind bzw. im Falle der Gerichte Auf-
gaben der Strafvollstreckung oder des Strafvollzugs wahr-
nehmen. Übrige Stellen der Gerichte und Finanzbehörden 
können zumindest über die sogenannte einfache Behörden-
auskunft Zugriff auf Meldedaten anderer Länder erhalten.
–	 Landesamt für Verfassungsschutz;
–	 Oberlandesgericht München;
–	 Amtsgerichte und Landgerichte; 
–	 Hauptzollamt Nürnberg;
–	 Landesamt für Steuern und nachgeordnete Dienststellen;
–	 Landesanwaltschaft Bayern;
–	 Landesamt der Finanzen;
–	 Bundespolizeidirektion München und nachgeordnete 

Dienststellen (Bundespolizeiinspektion – BPOLI – Krimi-
nalitätsbekämpfung München, BPOLI Kempten, BPOLI 
Freilassing, BPOLI München, BPOLI Nürnberg, BPOLI 
Passau, BPOLI Rosenheim, BPOLI Selb, BPOLI Waid-
haus, BPOLI Waldmünchen, BPOLI Würzburg, Bundes-
polizei Flughafen München).

Zusätzlich zum Hauptzollamt Nürnberg ist geplant, für die 
weiteren Hauptzollämter in Bayern einen Zugang zu BayBIS 
einzurichten.


